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1. Einleitung

Im April 2023 hat die CDU/CSU-Fraktion gefordert, 
Marokko, Algerien, Tunesien und Georgien der Liste 
der sogenannten »sicheren Herkun�sstaaten« hinzuzu-
fügen.1 Anfang Mai 2023 verkündete das Bundesinnen-
ministerium, Georgien und Moldau als sicher einstufen 
zu wollen.2 Die Einstufung der drei Maghreb-Staaten 
sowie Georgiens war zwar schon 2019 mit den Stimmen 
der Regierungsfraktionen von Union und SPD im Bun-
destag beschlossen worden, ist jedoch bisher an dem Wi-
derstand der Landesregierungen mit grüner und linker 
Beteiligung im Bundesrat gescheitert. Der Koalitionsver-
trag der Ampel-Bundesregierung von 2021 äußert sich 
weder zu einer Ergänzung weiterer Staaten noch zu einer 
möglichen Streichung. Im Januar 2021 unterrichtete die 
Ampel-Bundesregierung den Bundestag in einem Bericht 
darüber, dass aus ihrer Sicht Marokko, Algerien, Tunesi-
en und Georgien nicht den Einstufungskriterien genüg-

* Patrick Dörr (LSVD) ist seit 2020 im Bundesvorstand des Lesben- 
und Schwulenverbands zuständig für die �emen Asyl und Migrati-
on. Von 2017 bis 2019 leitete er das bundesweite LSVD-Projekt Queer 
Refugees Deutschland und unterstützte LSBTIQ* - Ge�üchtete und 
Organisationen, die mit ihnen arbeiten. 
 Dr. Sarah Ponti (LSVD) ist seit 2020 als Grundsatzreferentin des 
LSVD zuständig für rechtspolitische Fragen und die Begleitung 
von Gesetzgebungsverfahren. Sie unterstützt den Bundesvorstand 
rechtlich u. a. in den �emen Migration und Asyl und leitet den ver-
bandsinternen Fachaustausch Flucht und Migration.

1 Antrag der Fraktion der CDU/CSU – Geregeltes Verfahren zur Ein-
stufung sicherer Herkun�sstaaten einführen, BT-Drs. 20/6409.

2 SPIEGEL: Georgien und Moldau sollen sichere Herkun�sstaaten wer-
den, 8.5.2023, abru�ar bei spiegel.de unter «Politik/Deutschland«.

ten, die bereits gelisteten Staaten jedoch durchaus.3 Unter 
diesen be�nden sich neben den EU-Mitgliedstaaten und 
den Balkanstaaten auch die beiden afrikanischen Länder 
Ghana und Senegal, in denen – wie in den Maghreb-Staa-
ten – gleichgeschlechtliche Handlungen mit mehrjährigen 
Ha�strafen geahndet werden können und auch geahndet 
werden und in denen die gesellscha�liche Ächtung und 
Gewalt gegenüber Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans* 
und intergeschlechtlichen sowie queeren Menschen 
(LSBTIQ*) massiv ist. Die Einstufung von Staaten als »si-
cher«, die LSBTIQ* - Personen verfolgen, wurde bereits in 
der Vergangenheit vom Lesben- und Schwulenverband 
(LSVD)4 und von Verfassungsrechtler*innen5 kritisiert.

Die von der Union sowie der Bundesregierung erneut 
losgetretene Diskussion um eine Ausweitung der Liste der 
vermeintlich sicheren Herkun�sstaaten wollen wir zum 
Anlass nehmen, die verfassungs- und europarechtlichen 
Vorgaben zur Einstufung mit der Menschenrechtslage für 
LSBTIQ* in den diskutierten angeblich sicheren Staaten 
abzugleichen. Auch der bereits genannte Überprüfungs-
bericht der Ampel-Regierung, wonach Ghana und Sene-
gal weiterhin den Kriterien für sichere Herkun�sstaaten 
genügen sollen, wird einer kritischen Prüfung unterzo-
gen. 

2. Folgen der Einstufung als sicherer 
Herkunftsstaat für LSBTIQ* - Ge�üchtete

Zunächst ist es wichtig zu verstehen, welche Folgen die 
Einstufung als sicherer Herkun�sstaat für das Asylverfah-
ren hat und warum dies gerade für die vulnerable Gruppe 
der LSBTIQ* - Ge�üchteten das Recht auf ein faires Ver-
fahren massiv einschränkt. Gemäß § 29a Abs. 1 AsylG 
ist der Asylantrag einer Person aus einem sicheren Her-

3 Dritter Bericht zu der Überprüfung der Voraussetzungen zur Ein-
stufung der in Anlage II zum Asylgesetz bezeichneten sicheren Her-
kun�sstaaten, Unterrichtung durch die Bundesregierung, 28.1.2022, 
BT-Drs. 20/766.

4 LSVD, Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Einstufung 
der Demokratischen Volksrepublik Algerien, des Königreichs Ma-
rokko und der Tunesischen Republik als sichere Herkun�sstaaten; 
BT-Innenausschuss, 25.4.2016, A-Drs. 18(4)545.

5 Jonas Freese: Marokko, Tunesien, Algerien: sicher nicht sicher, 
19.5.2016, abru�ar bei verfassungsblog.de.
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kun�sstaat als »o�ensichtlich unbegründet« abzulehnen, 
es sei denn, die von der Person angegebenen Tatsachen 
oder Beweismittel begründen die Annahme, dass ihr ab-
weichend von der allgemeinen Lage im Herkun�sstaat 
politische Verfolgung droht. Das Gesetz normiert mithin 
eine Regelvermutung, wonach bei Menschen aus einem 
sicheren Herkun�sstaat keine Verfolgung vorliegt. Wird 
diese Vermutung nicht durch einen schlüssigen Vortrag 
durch die antragstellende Person erschüttert, so wird der 
Asylantrag als o�ensichtlich unbegründet abgelehnt. 

Die Ablehnung eines Asylantrags als »o�ensichtlich 
unbegründet« bringt erhebliche Folgen für das weitere 
Asylverfahren und die Unterbringung mit sich. So ist ge-
mäß § 74 Abs. 1 AsylG die Klagefrist gegen den BAMF-
Bescheid auf eine Woche verkürzt. § 36 AsylG enthält 
eine Reihe weiterer Verfahrensregelungen, mit denen der 
Rechtsweg eingeschränkt wird bzw. die Vollziehbarkeit 
der Abschiebungsanordnung sichergestellt werden soll:    

•	 Die zu setzende Ausreisefrist beträgt eine Woche 
(Abs. 1).

•	 Ein Eilantrag nach § 80 Abs. 5 VwGO, der sich gegen 
die Abschiebungsandrohung richtet, ist ebenfalls in-
nerhalb einer Woche zu stellen (Abs. 3).

•	 Die Entscheidung im Eilverfahren soll in der Regel 
im schri�lichen Verfahren und innerhalb einer Wo-
che ergehen (Abs. 3).

•	 Die Abschiebung kann erfolgen, sobald die Ent-
scheidung des Gerichts der Geschä�sstelle des Ge-
richts vorliegt (d. h. sie muss den Prozessbeteiligten 
nicht vorher bekanntgegeben werden, Abs. 3)

•	 Die Aussetzung der Abschiebung darf nur angeord-
net werden, wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmä-
ßigkeit der BAMF-Entscheidung bestehen (Abs. 4).

•	 »Späteres Vorbringen« (also Tatsachen oder Beweis-
mittel, die im Asylverfahren beim BAMF nicht an-
gegeben wurden) soll im Eilverfahren in der Regel 
unberücksichtigt bleiben (Abs. 4).

Diese verschär�en Bedingungen tre�en LSBTIQ* - Ge-
�üchtete besonders he�ig, da sich diese aus internali-
sierter Schuld, Scham oder Angst o� erst sehr spät im 
Asylverfahren outen und ihre tatsächlichen Asylgründe 
bisweilen erst lange nach Klageeinreichung vortragen. 
Gerade diejenigen Ge�üchteten, die am stärksten von 
Scham und Angst betro�en sind und ihre Asylgründe im 
Asylverfahren daher zunächst verschweigen, laufen die 
größte Gefahr, trotz massiver Verfolgungsgefahr in ihr 
Herkun�sland abgeschoben zu werden. 

Hier spielt hinein, dass die Erkennung besonderer 
Schutzbedarfe in Deutschland weiterhin mangelha� ist. 
Zwar ist die Bundesregierung mit der Einführung einer 
besonderen Rechtsberatung für queere und weitere vul-
nerable Ge�üchtete im Rahmen der Reform der Asylver-
fahrensberatung um eine Verbesserung im Asylverfahren 
bemüht. Jedoch sieht die Lage aufseiten der Länder, die 

für die Unterbringung und den Gewaltschutz zuständig 
sind, mit Blick auf ihre Gewaltschutzkonzepte weiter-
hin mangelha� aus.6 Um hier entgegenzuwirken, fördert 
das Bundesfamilienministerium seit 2021 das Projekt 
»BeSAFE – Besondere Schutzbedarfe bei der Aufnahme 
von Ge�üchteten Erkennen«, in dessen Rahmen eine 
praktische Toolbox zur Schutzbedarfserkennung erstellt 
wurde.7 Tatsächlich hat jedoch bisher noch kein Bundes-
land ein System zur zielgruppenübergreifenden Schutzbe-
darfserkennung implementiert oder entsprechende Maß-
gaben in einem Landesgewaltschutzkonzept verankert, 
sodass Deutschland von einer funktionierenden Schutz-
bedarfserkennung bei der Aufnahme noch weit entfernt 
ist. 

Dies verschär� besonders auch die Situation 
LSBTIQ* - Ge�üchteter aus vermeintlich sicheren Her-
kun�sstaaten: Sammelunterkün�e sind für queere Ge-
�üchtete in der Regel massive Angsträume. Wenn  sie 
sich in diesem Kontext gegenüber Beratungsangeboten 
nicht outen, verschweigen sie ihre wahren Asylgründe 
in der Regel auch im Asylverfahren, sodass ein Schutz-
status nicht erreicht werden kann. Da Asylsuchende, de-
ren Anträge als »o�ensichtlich unbegründet« abgelehnt 
wurden, unbefristet bis zum Ende des Asylverfahrens in 
Landeserstaufnahmeeinrichtungen untergebracht bleiben 
müssen, bedeutet dies häu�g auch eine besondere Härte 
für ungeoutete LSBTIQ* - Asylsuchende aus vermeintlich 
sicheren Herkun�sstaaten. Eine dauerha�e Unterbrin-
gung in einer Landesaufnahmeeinrichtung bedeutet nicht 
nur eine besonders prekäre allgemeine Lage, sondern er-
schwert auch langfristig ein Coming-Out und somit auch 
die Schutzbedarfserkennung und damit verbunden eben-
falls die Schutzgewährung.8

3. Rechtliche Vorgaben zur Einstufung als 
sicherer Herkunftsstaat

Das Konzept der sicheren Herkun�sstaaten �ndet sich 
sowohl im deutschen als auch im europäischen Asyl-
recht. In Deutschland wurde es 1993 infolge des soge-
nannten Asylkompromisses eingeführt und �ndet sich 
seither in Art. 16a Abs. 3 GG und § 29a AsylG. Danach 
kann die Bundesregierung durch ein zustimmungsp�ich-
tiges Gesetz Staaten bestimmen, bei denen aufgrund der 
Rechtslage, der Rechtsanwendung und der allgemeinen 
politischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, dass dort 

6 Träbert/Dörr: »Sofern besonderer Bedarf identi�ziert wurde« – Eine 
Analyse der Gewaltschutzkonzepte der Bundesländer im Hinblick auf 
den besonderen Schutzbedarf von LSBTI*-Ge�üchteten, Freiburger 
Zeitschri� für Geschlechterstudien, S. 26, 35.

7 Toolbox Schutzbedarfe, abru�ar bei ba�-zentren.org unter »Publika-
tionen«.

8 Träbert/Dörr: LSBTI*-Ge�üchtete und Gewaltschutz, Asylmagazin 
10–11/2019, S. 344. 
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weder politische Verfolgung noch unmenschliche oder 
erniedrigende Bestrafung oder Behandlung statt�ndet. 
Es wird vermutet, dass Personen aus einem solchen Staat 
nicht verfolgt werden, solange sie nicht Tatsachen vortra-
gen, die die Annahme begründen, dass sie entgegen dieser 
Vermutung politisch verfolgt werden. 

Das Konstrukt des sicheren Herkun�sstaates �ndet 
sich ebenfalls in der 2013 beschlossenen EU-Verfahrens-
richtlinie (RL 2013/32/EU). Vorgaben dazu, welche Vo-
raussetzungen durch die Mitgliedstaaten geprü� werden 
müssen, um einen Staat als sicher einzustufen, �nden sich 
hier – anders als im deutschen Asylgesetz – nicht. Dafür 
beinhaltet Art. 37 der Richtlinie Vorgaben, wie o� und 
wie diese Überprüfung zu erfolgen hat. Deutschland ist 
demnach verp�ichtet, regelmäßig die Lage in den als si-
cher eingestu�en Herkun�sstaaten zu überprüfen und 
dafür auch Informationen anderer EU-Mitgliedstaaten 
und internationaler Organisationen heranzuziehen. 

Die europarechtlichen Vorgaben gelten nur für den 
internationalen Schutz (also Flüchtlingsanerkennung 
und subsidiärer Schutz) und nicht für das im deutschen 
Grundgesetz verankerte Asyl. Daher versuchte die Uni-
onsfraktion, nachdem die Erweiterung der Liste der si-
cheren Herkun�sstaaten im Bundesrat gescheitert war, 
ein Konzept sogenannter »kleiner sicherer Herkun�sstaa-
ten« zu etablieren, mit dessen Umsetzung sie in ihrem 
Wahlprogramm von 2021 auch um Stimmen warb. Die 
Einstufung solcher »kleiner sicherer Herkun�sstaaten« 
sollte allein aufgrund der EU-rechtlichen Vorgaben erfol-
gen, um so die im deutschen Asylgesetz verankerte Zu-
stimmungsp�icht des Bundesrats zu umgehen. Dies hätte 
jedoch eine Umgehung des im Grundgesetz verankerten 
asylrechtlichen Schutzes bedeutet und wäre daher verfas-
sungswidrig. Wie Rhea Nachtigall 2021 ausführte, sei die 
Forderung nach kleinen sicheren Herkun�sstaaten somit 
»keine ›kreative Gesetzgebung‹, sondern populistische 
Augenwischerei mitten im Wahlkampf«.9

Die Bundesregierung kann gemäß § 29a Abs. 2 und 3 
AsylG die Einstufung als sicherer Herkun�sstaat durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 
zurücknehmen, wenn Veränderungen in den rechtlichen 
oder politischen Verhältnissen dieses Staates die Annah-
me begründen, dass die Voraussetzungen für eine Ein-
stufung entfallen sind. Diese Verordnung tritt spätestens 
sechs Monate nach ihrem Inkra�treten außer Kra�. Die 
Bundesregierung wird damit in die Lage versetzt, Staaten 
vorläu�g den Status als sicherer Herkun�sstaat zu entzie-
hen, um anschließend in einem ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren die langfristige Streichung zu beschlie-
ßen.

9 Nachtigall: Die List(e) mit den »kleinen sicheren Herkun�sstaaten«, 
6.9.2021, abru�ar unter verfassungsblog.de.

4. Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts

Von entscheidender Bedeutung für die Beurteilung der 
Frage, ob die Einstufung von LSBTIQ* - verfolgenden 
Staaten als »sichere Herkun�sstaaten« rechtmäßig ist, ist 
eine Entscheidung des BVerfG zur Einstufung Ghanas 
aus dem Jahr 1996.10 Die ghanaischen Beschwerdefüh-
rer hatten eine Verletzung von Art. 16a Abs. 1 GG gerügt 
und unter anderem geltend gemacht, dass die Aufnahme 
von Ghana in die Liste der »sicheren Herkun�sstaaten« 
verfassungswidrig war. Das BVerfG wies die Verfassungs-
beschwerden zwar als unbegründet ab, entwickelte dabei 
jedoch ausführliche Vorgaben zur Einstufung von Län-
dern als sichere Herkun�sstaaten. Hierbei gewährte es der 
Gesetzgebung grundsätzlich einen Einschätzungs- und 
Wertungsspielraum (Tenor, 4c). Dieser Spielraum kommt 
in einer eingeschränkten verfassungsgerichtlichen Über-
prü�arkeit zum Ausdruck. 

Voraussetzung für die Bestimmung eines Staates zum 
sicheren Herkun�sstaat ist allerdings, dass Sicherheit vor 
politischer Verfolgung »landesweit und für alle Personen- 
und Bevölkerungsgruppen« besteht (Tenor 2a). Sicherheit 
vor Verfolgung ist dabei nicht gleichbedeutend mit Ab-
wesenheit von Gruppenverfolgung. Eine Sicherheit vor 
Verfolgung ist bereits dann nicht mehr gegeben, wenn 
einzelne oder womöglich nur besonders exponierte (im 
Falle von LSBTIQ* etwa geoutete) Gruppenmitglieder 
aufgrund ihrer Gruppenzugehörigkeit verfolgt werden. Es 
ist o�ensichtlich, dass bei diesem Maßstab die Einstufung 
eines Landes als sicherer Herkun�sstaat nicht erfolgen 
kann, wenn eine soziale Gruppe wie LSBTIQ* als Gruppe 
vor Verfolgung nicht sicher ist. 

Der Ermessensspielraum des Gesetzgebers beschränkt 
sich darauf zu beurteilen, inwiefern eine Gruppe grund-
sätzlich vor Verfolgung sicher ist. Keinen Spielraum gibt 
es jedoch, ein Land als sicher einzustufen, obwohl eine 
Gruppe nicht sicher vor Verfolgung ist. Hierzu führt das 
BVerfG aus:

»Anhaltspunkte dafür, daß der verfassungsändern-
de Gesetzgeber die Bestimmung eines Landes zum 
sicheren Herkun�sstaat auch dann vorsehen wollte, 
wenn zwar bestimmte Personen- und Bevölkerungs-
gruppen von politischer Verfolgung nicht betro�en, 
eine oder mehrere andere Gruppen aber solcher 
Verfolgung ausgesetzt sind, lassen sich weder dem 
Wortlaut der Verfassungsbestimmung noch den Ma-
terialien zum Gesetzgebungsverfahren entnehmen. 
Eine derart eingegrenzte Feststellung des Fehlens 
politischer Verfolgung würde auch Inhalt und Funk-
tion der Herkun�sstaatenregelung widerstreiten: 
Art. 16a Abs. 3 GG ist darauf gerichtet, für bestimm-
te Staaten im Wege einer vorweggenommenen ge-

10 BVerfG, Beschluss vom 14.5.1996 – 2 BvR 1507/93 – BVerfGE 94, 
115-166.
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nerellen Prüfung durch den Gesetzgeber feststellen 
zu lassen, daß in ihnen allgemein keine politische 
Verfolgung statt�ndet und deshalb die (widerlegba-
re) Vermutung der o�ensichtlichen Unbegründet-
heit individueller Asylbegehren aufgestellt werden 
kann. Dieses Konzept gerät indes schon ins Wanken, 
wenn ein Staat bei genereller Betrachtung überhaupt 
zu politischer Verfolgung grei�, sei diese auch (zur 
Zeit) auf eine oder einige Personen- oder Bevölke-
rungsgruppen begrenzt. Tut er dies, erscheint auch 
für die übrige Bevölkerung nicht mehr generell ge-
währleistet, daß sie nicht auch Opfer asylrechtlich 
erheblicher Maßnahmen wird.« (Rn. 71)

5. Verfolgung aufgrund sexueller Orientie-
rung oder geschlechtlicher Identität (SOGI)

Die Anerkennung politischer Verfolgung aufgrund der 
SOGI (sexuelle Orientierung oder geschlechtliche Identi-
tät) als Fluchtgrund und als ausschlaggebend für die Ge-
währung von Asyl für LSBTIQ* - Ge�üchtete ist erst in den 
letzten zwei Jahrzehnten durch Gesetzgebung und Recht-
sprechung di�erenziert entwickelt worden. Die EU-Quali-
�kationsrichtlinie 2004/83/EG (Neufassung 2011/95/EU) 
erwähnte erstmalig die Verfolgung aufgrund der Zuge-
hörigkeit zu einer sozialen Gruppe und nannte in Art. 10 
explizit SOGI als konstituierende Merkmale. Im Jahr 2013 
legte der EuGH wesentliche Regelungen der Richtlinie in 
Bezug auf die Verfolgung von LSBTIQ* - Personen aus.11 
Er entschied unter anderem, dass die bloße Existenz von 
Gesetzen, die homosexuelle Handlungen unter Strafe stel-
len, als solche keine Verfolgungshandlungen darstellten. 
Für das Vorliegen von Verfolgung komme es vielmehr 
darauf an, dass die Strafen tatsächlich verhängt werden. 
Dies kann nicht überzeugen. Die Kriminalisierung gleich-
geschlechtlicher Handlungen ist ein starkes Indiz für das 
Vorliegen einer systematischen Verfolgung. Sie hat eine 
Reihe von E�ekten, die sich zumeist zu einer asylrelevan-
ten Verfolgung verdichten.12 So entschied der EGMR im 
Jahr 2020, dass eine Strafgesetzgebung ein wesentlicher 
Indikator dafür ist, dass staatlicher Schutz vor Verfolgung 
nicht zur Verfügung steht.13

Der EuGH schob in seinem Urteil zugleich einer bis 
dahin weit verbreiteten Praxis der Asylbehörden einen 
Riegel vor, die die Verfolgungsgefahr regelmäßig mit 
dem Argument ablehnten, dass eine solche bei einem 

11 EuGH, Urteil vom 7.11.2013 – C-199/12; C-200/12; C-201/12, X, Y, Z 
gegen die Niederlande – asyl.net: M21260, Asylmagazin 12/2013, 
S. 415.

12 Vgl. Dörr/Träbert: LSBTI*-Ge�üchtete im Asylverfahren, Asylmaga-
zin 10–11/2019, S. 352. 

13 EGMR, Urteil vom 17.11.2020 – 889/19 und 43987/16, B. und C. ge-
gen die Schweiz – asyl.net: M29017, Asylmagazin 12/2020, S. 430.

diskreten Ausleben der sexuellen Orientierung oder ge-
schlechtlichen Identität im Herkun�sland nicht bestehe 
(sogenanntes »Diskretionsgebot«). Er entschied, dass die 
zuständigen Behörden vernün�igerweise nicht erwarten 
dürfen, dass eine asylsuchende Person ihre Homosexu-
alität in ihrem Herkun�sland geheim hält oder Zurück-
haltung beim Ausleben ihrer sexuellen Ausrichtung übt, 
um die Gefahr einer Verfolgung zu vermeiden. Das Bun-
desverfassungsgericht stellte 2020 klar, dass dies auch für 
bisexuelle Antragsteller*innen gelte.14 Es ist davon aus-
zugehen, dass auch von trans* und intergeschlechtlichen 
Antragsteller*innen nicht erwartet werden kann, dass sie 
ihre geschlechtliche Identität geheim halten.15 Inzwischen 
haben mehrere Verwaltungsgerichte der Anwendung die-
ser »Diskretionsprognosen« eine Absage erteilt.16 Schließ-
lich hat auch Bundesinnenministerin Faeser im Septem-
ber 2022 bekanntgegeben, dass kün�ig im Asylverfahren 
bei der Prüfung der Gefährdung von queeren Ge�üchte-
ten in ihren Herkun�sstaaten immer davon auszugehen 
ist, dass die sexuelle Orientierung oder geschlechtliche 
Identität o�en gelebt wird; die Dienstanweisung Asyl 
wurde entsprechend geändert.17

Mit hoher Wahrscheinlichkeit ist der Gesetzgeber bei 
der ursprünglichen Einstufung von Ghana und Senegal 
als sichere Herkun�sstaaten davon ausgegangen, dass sich 
eine große Zahl der LSBTIQ* - Ge�üchteten durch das 
Führen eines Doppellebens weitgehend vor Verfolgung 
schützen könnte. Diese Begründung ist spätestens nach 
der Anerkennung der Europa- und Verfassungswidrig-
keit solcher Diskretionsprognosen durch die Bundesre-
gierung nicht mehr akzeptabel. Vor diesem Hintergrund 
muss die Bundesregierung die Einstufung dieser Staaten, 
in denen geouteten Personen massive Verfolgung droht, 
neu bewerten. Letztlich sind in den LSBTIQ* - verfolgen-
den Staaten auch jene Personen Opfer staatlicher Verfol-
gung, die durch kriminalisierende Strafgesetze zu einem 
lebenslangen Doppelleben gezwungen werden.

14 BVerfG, Beschluss vom 22.1.2020 – 2 BvR 1807/19 – asyl.net: M28078, 
Asylmagazin 3/2020, S. 80 f.; Braun/Dörr/Träbert, Anmerkung zu 
Entscheidungen des BVerfG: Vorgaben zur Prüfung der Verfolgung 
aufgrund sexueller Orientierung, Asylmagazin 3/2020, S. 81. 

15 Dörr/Ponti/Braun: Trans- und intergeschlechtliche Asylsuchende, 
Asylmagazin 12/22, S. 388.  

16 VG Braunschweig, Urteil vom 9.8.2021 – 2 A 77/18 – asyl.net: M30055, 
Asylmagazin 12/2021, S. 428 �.; VG Leipzig, Urteil vom 18.11.2021 – 3 
K 1759/20.A – asyl.net: M30248, Asylmagazin 1-2/2022, S. 43 �.; VG 
Bremen, Urteil vom 9.5.2022 – 4 K 1226/20; VG Würzburg, Urteil vom 
27.5.2022 – W 8 K 22.30051; VG Würzburg, Urteil vom 27.7.2022 – W 
1 K 22.30060; VG Cottbus, Urteil vom 9.2.2023 – 5 K 755/18.A.

17 BMI, Besserer Schutz für queere Ge�üchtete, Pressemitteilung vom 
30.09.2022.
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6. Menschenrechtslage für LSBTIQ* in den 
diskutierten Staaten

Die Bundesregierung ist gemäß Art. 37 der sogenannten 
EU-Verfahrensrichtlinie18 dazu verp�ichtet, bei der Prü-
fung der Einstufung eines Herkun�slandes Informatio-
nen internationaler Organisationen und anderer EU-Mit-
gliedstaaten zu berücksichtigen. Für Informationen zur 
Menschenrechtslage von LSBTIQ* sind insbesondere die 
Berichte der International Lesbian, Gay, Bisexual, Trans 
and Intersex Association (ILGA) relevant. ILGA hat eine 
umfassende Expertise in der Einordnung rechtlicher 
Maßnahmen und ist eng mit regionalen, nationalen und 
subnationalen Organisationen vernetzt. So können die 
Anwendung der Strafgesetze und die gesellscha�liche 
LSBTIQ* - feindliche Gewalt dokumentiert werden. Nach 
Einschätzung von ILGA World liegen für Ghana, Senegal 
und Georgien nicht die Kriterien für die Einstufung als 
sichere Herkun�sländer vor. Alle drei Länder seien »für 
LGBTI-Personen eindeutig unsicher«. In Ghana und Se-
negal gebe es »eindeutig Fälle von aktiv durchgesetzten 
repressiven rechtlichen Rahmenbedingungen«, während 
Georgien »ein hohes Maß an institutioneller Gewalt und 
sozialer Feindseligkeit mit beginnenden rechtlichen Fort-
schritten« kombiniere.19 Auch in den weiteren diskutier-
ten Staaten Algerien, Marokko, Tunesien und Moldau gibt 
es laut ILGA-Berichten staatliche und nichtstaatliche Ver-
folgung von LSBTIQ*.20

Für das Vorliegen politischer Verfolgung aufgrund der 
SOGI sprechen auch die zahlreichen Urteile, die Perso-
nen aus den diskutierten Staaten einen Schutzstatus zu-
gesprochen haben. Sowohl für Ghana21 und Senegal22, als 
auch für Marokko23, Algerien24, Tunesien25 sowie Georgi-
en26 liegen aus den letzten Jahren Gerichtsurteile vor, die 
von einer asylrelevanten Verfolgungsgefahr für LSBTIQ* 
in diesen Ländern sprechen.27 Negative Asyl-Entschei-

18 Richtlinie 2013/32/EU zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerken-
nung und Aberkennung des internationalen Schutzes, Abl. L 180/60 
vom 29.6.2013, abru�ar bei asyl.net unter »Recht/Gesetzestexte«.

19 Ehrt, ILGA World, Stellungnahme vom 15.5.2023 zu »LGBTIQ – 
Rechte weltweit«, Anhörung im Ausschuss für Menschenrechte und 
humanitäre Hilfe vom 24.05.2023.

20 ILGA World, State Sponsored Homophobia. Global Legislation Over-
view Update, 2020.

21 VG Düsseldorf, Urteil vom 8.3.2017 – 23 K 9157/16.A – asyl.net: 
M27844 ; VG Bayreuth Urteil vom 24.7.2020 – B 4 K 18.30571.

22 Statt vieler VG München, Urteil vom 5.2.2018 – M 16 K 16.30750; VG 
München, Urteil vom 10.8.2017 – M 11 K 16.30600.

23 Statt vieler VG  Dresden, Urteil vom 1.3.2018 – 7 K 1327/17.A; VG 
Würzburg, Urteil vom 1.7.2019 – W 8 K 19.30264 – asyl.net: M27855.

24 Statt vieler VG Würzburg, Urteil vom 18.6.2021 – W 5 K 21.30141; VG 
Cottbus, Urteil vom 4.10.2017 – 5 K 1908/16.A – asyl.net: M27792.

25 Statt vieler VG Karlsruhe – Urteil vom 13.1.2020 – A 9 K 8166/18; VG 
Dresden, Urteil vom 9.10.2018 – 12 K 1292/17.A.

26 Statt vieler OVG Berlin, Beschluss vom 17.8.2020 – 12 N 8/20.
27 Eine Liste der positiven Gerichtsurteile sowie einzelner dokumentier-

ter positiver BAMF-Entscheidungen zu den genannten Staaten �ndet 

dungen beruhen in der Regel auf einer Anwendung der 
zwischenzeitlich als rechtswidrig anerkannten »Diskreti-
onsprognosen«. Auch wenn die Frage einer Gruppenver-
folgung für LSBTIQ* in diesen Ländern bei den Gerichten 
umstritten ist, kann von einer für die Einstufung gefor-
derten Sicherheit vor Verfolgung bei der Fülle positiver 
Entscheidungen jedenfalls keine Rede sein. 
 

7. Entscheidung des französischen Conseil 
d’État zu Ghana und Senegal

Im Juli 2021 urteilte das oberste französische Verwal-
tungsgericht, der Conseil d’État, dass von den in der 
französischen Liste aufgeführten vermeintlich sicheren 
Herkun�sstaaten Ghana, Senegal und Benin gestrichen 
werden müssen.28 Bezüglich Ghana und Senegal begrün-
dete es seine Entscheidung explizit mit der dort vorliegen-
den LSBTIQ*-feindlichen Verfolgung. Die französische 
Asylbehörde habe diese Staaten angesichts der Existenz 
von Gesetzen zur Bestrafung gleichgeschlechtlicher Be-
ziehungen und der Ermutigung, Begünstigung oder Tole-
rierung LSBTIQ*-feindlicher Verhaltensweisen durch die 
Behörden nicht als sichere Herkun�sstaaten betrachten 
dürfen. 

Deutschland ist gemäß Art. 37 der EU-Verfahrensricht-
linie dazu verp�ichtet, bei der Prüfung der Einstufung In-
formationen anderer EU-Mitgliedstaaten heranzuziehen. 
Deutschland darf die Entscheidung des französischen 
Conseil d’État deshalb nicht einfach als französische 
Rechtsprechung und als für die deutsche Einstufung ir-
relevant abtun, sondern muss die der Entscheidung zu-
grundeliegenden Informationen bei der Beurteilung ein-
beziehen.

8. Bericht der Bundesregierung zur  
Einstufung

Die Berichte der Bundesregierung müssten, um den ver-
fassungs- und europarechtlichen Vorgaben zu genügen, 
nicht nur eine allgemeine Bewertung der Lage in ver-
meintlich sicheren Herkun�sstaaten vornehmen, son-
dern auch explizit Aussagen dazu tre�en, ob die soziale 
Gruppe der LSBTIQ* - Personen vor Verfolgung sicher ist. 
Dies gilt jedenfalls in Staaten, in denen Homosexualität 
kriminalisiert wird. Als Maßstab für diese Beurteilung 
muss – um Wertungswidersprüche zu den europa- und 
verfassungsrechtlichen Vorgaben zum Asylverfahren zu 
verhindern – ein o�enes, im Alltag geoutetes Leben als 

sich bei lsvd.de unter »Recht/Rechtsprechung zu Herkun�sländern 
von LSBTI Ge�üchteten«.

28 Conseil d’État, 2ème – 7ème chambres réunies, 2.7.2021, N° 437141.

https://www.lsvd.de/de/ct/1518-Rechtsprechung-zu-Herkunftslaendern-von-LSBTI-Gefluechteten
https://www.lsvd.de/de/ct/1518-Rechtsprechung-zu-Herkunftslaendern-von-LSBTI-Gefluechteten
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LSBTIQ*-Person angelegt werden. Zudem sind Informa-
tionen internationaler Organisationen und anderer Mit-
gliedstaaten heranzuziehen. All dies erfolgt im Bericht 
vom 28. Januar 2022 nicht. So heißt es hierin zur Verfol-
gung von LSBTIQ* in Ghana lediglich: 

»Internationale und nationale Menschenrechtsorga-
nisationen können sich in Ghana mehrheitlich frei 
bewegen und arbeiten; vereinzelte Einschränkungen 
gibt es derzeit für Menschenrechtsorganisationen im 
LGBTIQ-Bereich. Ghanas Menschenrechtsbilanz ist 
im regionalen Vergleich gut. Hauptkritikpunkte blei-
ben fehlender Fortschritt bei der Abscha�ung der 
seit 1993 aufgrund eines Moratoriums nicht mehr 
vollstreckten Todesstrafe sowie signi�kante De�zite 
im Bereich der Rechte von LGBTIQ-Personen. [...] 
Gleichgeschlechtliche Beziehungen werden nach 
wie vor von weiten Teilen der Gesellscha� strikt 
abgelehnt, namentlich von Vertretern christlicher 
und muslimischer Religionsgemeinscha�en. Im Zu-
sammenhang mit der Erö�nung eines Zentrums der 
LGBTIQ-Community im Januar 2021 in Accra wur-
den lokale und internationale Akteure eingeschüch-
tert, u. a. durch homophobe Hetze in den sozialen 
Medien. Im Juni 2021 wurden während eines Semi-
nars zum Schutz der Menschenrechte sexueller Min-
derheiten in Ho (Volta-Region) 21 LGBTIQ-Akti-
visten festgenommen. Ein Kautionsantrag für die 
Freilassung der inha�ierten Personen wurde nach 
drei Wochen Ha� bewilligt. Seit Juli 2021 ist ein Ge-
setzesentwurf im ghanaischen Parlament anhängig, 
der vorsieht, homosexuellen Geschlechtsverkehr 
und jegliche Form der Unterstützung von LGBTIQ-
Personen unter Gefängnisstrafen von bis zu zehn 
Jahren zu stellen. Derzeit ist noch nicht absehbar, ob 
der Entwurf Gesetzeskra� erlangen wird.«29

Weder wird darauf eingegangen, dass nach Informationen 
von ILGA World in Ghana bereits jetzt Gesetze bestehen, 
die einvernehmliche gleichgeschlechtliche sexuelle Hand-
lungen zwischen Erwachsenen kriminalisieren, noch auf 
die in den letzten zehn Jahren dokumentierten zahlrei-
chen Verha�ungen und langwierigen Untersuchungsha�-
strafen für LSBTIQ*. Auch das französische Urteil wird 
nicht erwähnt.

Mit Bezug auf den Senegal sind die LSBTIQ*-spezi�-
schen Ausführungen noch kürzer: 

»In der muslimisch geprägten Gesellscha�, in der 
›widernatürliche Handlungen‹ stra�ar sind und 
Religionsgemeinscha�en keine Toleranz gegenüber 
sexuellen Minderheiten zeigen, ist die Diskriminie-
rung von LGBTIQ-Personen eine tiefverwurzelte 

29 Unterrichtung durch die Bundesregierung, a. a. O. (Fn. 3), S. 11.

Realität. Auch wird über Diskriminierung Homose-
xueller durch das ö�entliche Gesundheitswesen be-
richtet, nach denen sie von staatlichen Aidsvorsorge-
programmen ausgeschlossen worden seien. Sonstige 
Diskriminierungen von LGBTIQ-Personen durch 
staatliche Strukturen sind jedoch nicht bekannt.«30 

Dieser Abschnitt bagatellisiert die LSBTIQ* - feindliche 
staatliche Gewalt und die allgegenwärtige gesellscha�-
liche Ächtung und Diskriminierung von LSBTIQ*. 
ILGA World dokumentierte in den letzten zehn Jahren 
mehrere Fälle von staatlich unterstützten Angri�en auf 
LGBTIQ* - Menschen und berichtet von willkürlichen 
Verha�ungen, häu�g verbunden mit körperlicher Ge-
walt, sowie von Angri�en durch »wütende Mobs«. Ge-
walt, Erpressung, sexuelle und andere Übergri�e seien an 
der Tagesordnung, sowohl durch staatliche Ak teur*in nen 
selbst als auch durch »Bürgerwehrgruppen«. Hinzu kom-
me, »dass LGBTI+-Personen in Fällen von Diskriminie-
rung oder Hassverbrechen kaum rechtliche Handhabe 
haben«.31 Auch hier fehlt zudem eine Auseinandersetzung 
mit dem in Abschnitt 7 erwähnten französischen Urteil.

Im Prü�ericht der Bundesregierung werden auch zu 
der für LSBTIQ* - Asylfälle entscheidenden Frage, ob ein 
ö�entlich geoutetes queeres Leben als LSBTIQ* möglich 
ist, keine Aussagen getro�en. Überträgt man die Wertun-
gen des EuGH und des BVerfG, die zu einer Abkehr vom 
»Diskretionsgebot« geführt haben, auf die Einstufung als 
sicherer Herkun�sstaat, so können Staaten, in denen ein 
geoutetes Leben zu massiver staatlicher und nichtstaat-
licher Gewalt führen würde, nicht als sicher gelten. Die 
für die Einstufung von Ghana und Senegal im Prü�ericht 
herangezogenen Anerkennungszahlen sind zudem jeden-
falls für Asylentscheidungen vor Oktober 2022 irrelevant, 
da hierin auch Verfahren von LSBTIQ* - Personen enthal-
ten sein dür�en, bei denen Ablehnungen in der Regel auf 
der Anwendung rechtswidriger »Diskretionsprognosen« 
beruhten. 

Insgesamt entspricht der Prü�ericht der Bundesregie-
rung zur Einstufung von Ghana und Senegal als sichere 
Herkun�sstaaten damit nicht den rechtlichen Vorgaben. 
Eine unverzügliche Neubewertung der Einstufung dieser 
Staaten ist geboten. Dabei müssen die Erkenntnisse von 
Organisationen wie ILGA, die Entscheidung des obersten 
französischen Verwaltungsgerichts sowie die Wertungen 
von EuGH, BVerfG und Bundesinnenministerium, wo-
nach für die Beurteilung der Verfolgungsgefahr ein geou-
tetes Leben zugrunde zu legen ist, berücksichtigt werden.

30 Ebd., S. 26.
31 Ehrt, ILGA World, a. a. O. (Fn. 19).; vgl. auch ILGA World, State Spon-

sored Homophobia, a. a. O. (Fn. 20).
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